
 

 
 

 
 

 
  

 
          

    
      

 

 

          
 
 

 

 

   

  
 

 
  

 

  
  

 
 

 
   

 
  

 
    

 
  

 
 

 
  

   
 
 

 

Amtsblatt 
der 

Stadt Brilon / Hochsauerland 

Amtliches Veröffentlichungsorgan der Stadt Brilon 
Herausgeber: Stadt Brilon, Der Bürgermeister, Am Markt 1, 59929 Brilon 

Das Erscheinen wird mit Inhaltsangabe in der Ortsausgabe der in Brilon 
erscheinenden Tageszeitung WESTFALENPOST bekanntgegeben. 

Bezug durch die Stadtverwaltung, Fachbereich 1 

Nr. 11 Brilon, 20.11.2020 Jahrgang 50 

I N H A L T : 

1) Bekanntmachung Auslegung Haushaltsplanentwurf 2021 

2) Hinweisbekanntmachung auf die amtliche Bekanntmachung der 
Bezirksregierung Arnsberg über die öffentliche Vereinbarung zwischen 
dem Hochsauerlandkreis vertreten durch den Landrat und den 
kreisangehörigen Städten und Gemeinden vertreten durch die 
Bürgermeister über die gemeinsame Nutzung von Fachakten. 

3) Bekanntmachung der 3. Satzung vom 05.11.2020 zur Änderung der 
Hauptsatzung der Stadt Brilon vom 18.06.2015 

4) Bekanntmachung der 11. Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren der 
Stadt Brilon vom 22.12.1997 (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) 

5) 2. Ordentliche Änderung des Bebauungsplanes Brilon-Stadt Nr. 121 „Am 
Burhagen“ Satzungsbeschluss und Inkrafttreten gemäß § 10 (1) und (3) 
i.V.m. § 13 a (1) Nr. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

6) Bekanntmachung des Landesvermessungsamtes Nordrhein-Westfalen 
betreffend Bedeutung und Schutz der trigonometrischen Punkte und der 
Nivellementpunkte 

7) Bekanntmachung über die Feststellung des Jahresabschlusses des 
Eigenbetriebes „Bauhof der Stadt Brilon“ zum 31.12.2019 



Bekanntmachung über die Offenlegung des Entwurfs der 
Haushaltssatzung der Stadt Brilon für das Haushaltsjahr 

2021 

Der nachfolgend aufgeführte Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Brilon für das 
Haushaltsjahr 2021 liegt mit seinen zugehörigen Anlagen gemäß § 80 Abs. 3 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), in der zur Zeit geltenden 
Fassung, 

ab Montag, den 23. November 2020, 

während der Dienststunden (Montag bis Mittwoch: 8.15 Uhr bis 12.30 Uhr und 14.00 
Uhr bis 15.45 Uhr, Donnerstag: 8.15 Uhr bis 12.30 Uhr und 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
sowie Freitag: 8.15 Uhr bis 12.30 Uhr) im Verwaltungsgebäude Bahnhofstraße 33, 
59929 Brilon, Zimmer Nr. 34, zur Einsichtnahme öffentlich aus. 

Gegen den Entwurf können Einwohner oder Abgabepflichtige innerhalb einer Frist von 
14 Tagen nach Beginn der Auslegung Einwendungen erheben. Einwendungen gegen 
die Haushaltssatzung und ihre Anlagen können bei der Stadtverwaltung Brilon, 
Verwaltungsgebäude Bahnhofstraße 33, 59929 Brilon, sowohl schriftlich als auch 
mündlich zu Protokoll erhoben werden. 

Über die Einwendungen beschließt der Rat in öffentlicher Sitzung. 

Brilon, den 13.11.2020 

t9~\ 
Dr. Christoph Bartsch 
Bürgermeister 

• 



Hinweisbekanntmachung 

auf die amtliche Bekanntmachung der Bezirksregierung Arnsberg über die öffentliche 
Vereinbarung zwischen dem Hochsauerlandkrels vertreten durch den Landrat und den 
kreisangehörigen Städten und Gemeinden vertreten durch die Bürgermeister über die 
gemeinsame Nutzung von Fachakten. 

Gern. § 24 Abs. 3 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG NRW) vom 
01.10.1979 (GV.NRW.S.621), in der z. Zt. geltenden Fassung (SGV.NRW.202) weise ich 
darauf hin, dass die öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen dem Hochsauerlandkreis 
vertreten durch den Landrat und den kreisangehörigen Städten und Gemeinden vertreten 
durch die Bürgermeister über die gemeinsame Nutzung von Fachakten vom 09.10.2020 im 
Amtsblatt für den Regierungsbezirk Arnsberg Nr. 45/2020 vom 07.11 .2020, S. 494 bis 495, lfd. 
Nr. 699, öffentlich bekanntgemacht worden ist. 

Brilon, den 11.11.2020 

Stadt Brilon 
Der Bü_!:S~rmeister 

\'\\ ( \ \\ (\ 
,_u'_ 'j~5 

Dr. Christof Barts"ch 



3. Satzung vom 05.11.2020 zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Brilon vom 
18.06.2015 

Aufgrund des § 7 Absatz 3 Satz 1 In Verbindung mit§ 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f) der Ge­
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.09.2020 (GV NRW, S.915), 
hat der Rat der Stadt Brilon in seiner Sitzung am 05.11.2020 mit der Mehrheit der gesetzlichen 
Anzahl der Mitglieder des Rates die folgende 3. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der 
Stadt Brilon vom 18.06.2015 bzw. zu Artikel 1 miteiner Mehrheit von zwei Dritteln seinerMitglieder 
beschlossen: 

Artikel 1 

§ 11 Abs. 9 {Aufwandsentschädigung, Verdienstausfallersatz) erhält folgenden Wortlaut: 

Von der Regelung, wonach Vorsitzende von Ausschüssen des Rates grundsätzlich eine zusätzli­
che Aufwandsentschädigung nach § 46 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GO NRW i. V. m. § 3 Abs. 1 Nr. 6 
EntschVO erhalten, werden gemäß § 46 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 GO NRW folgende weiteren Aus­
schüsse ausgenommen: 

Ausschuss für Planen und Sauen 
Ausschuss für Forst, Umwelt und Landwirtschaft 
Ausschuss für Jugend, Familie, Soziales und Senioren 
Rechnungsprüfungsausschuss 
Schul- und Sportausschuss 
Strukturausschuss 
Betriebsausschuss Bauhof 

Von der Regelung, wonach Vorsitzende von Ausschüssen des Rates anstelle einer zusätzlichen 
Aufwandsentschädigung nach§ 46Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GO NRW i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 6 EntschVO 
ein Sitzungsgeld nach § 46 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 i.V.m. § 3 Abs. 4 EntschVO erhalten, wird für 
folgende Ausschüsse Gebrauch gemacht: 

Ausschuss für Planen und Bauen 
Ausschuss für Forst, Umwelt und Landwirtschaft 
Ausschuss für Jugend, Familie, Soziales und Senioren 
Rechnungsprüfungsausschuss 
Schul- und Sportausschuss 
Strukturausschuss 
Betriebsausschuss Bauhof 

Artikel 2 

1 nkrafttreten 

Die 3. Satzung vom 05.1 1.2020 zurÄnderung der Hauptsatzung der Stadt Brilon vom 18.06.2015 
tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kratt. 



Bekanntmachungsanordnung 

Hiermit wird gemäß§ 7 Abs. 4 der Gemeindeordnung für das Land NRW (GO NRW) i.V.m. § 2 
Abs. 3 der Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) bestätigt, dass der Wortlaut der vorste­
henden 3. Satzung zurÄnderung der Hauptsatzung der Stadt Brilon mit dem Beschluss des Rates 
der Stadt Brilon vom 05.11.2020 übereinstimm:! und dass nach§ 2 BekanntmVO verfahren wor­
den ist. 

Die vorstehende 3. Satzung vom 05.11.2020 zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Brilon 
vom 18.06.2015 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer­
den kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Brilon vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Brilon, os.11.2020 
D.er Brs~rmeister 

(L _, ~~ 
Dr. Christof Bartsch 



11. Satzung 

vom 13.11.2020 

zur Änderung der Satzung Ober die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren der Stadt Brilon vom 22.12.1997 (Straßen­
reinigungs- und Gebührensatzung) 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein - Westfalen (GO 
NRW) vom 14.07.1994, der§§ 3 und 4 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher 
Straßen (StrReinG NRW) vom 18.12.1975 und der §§ 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein - Westfalen (KAG) vom 
21.10.1969, alle Gesetze in der zur Zeit gültigen Fassung, in Verbindung mit der 
Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren der Stadt Brilon vom 22.12.1997 (Straßenreinigungs­
und Gebührensatzung) hat der Rat der Stadt Brilon in seiner Sitzung am 12.11.2020 
folgende Satzung beschlossen: 

Artikel 1 

Der§ 5 Abs. 7 erhält folgenden Wortlaut: 

Für die durch die Stadt Brilon durchgeführte Winterwartung beträgt die 
Benutzungsgebühr 0,032 Euro/qm ab dem 01.01.2021. 

Artikel 2 

Diese Satzung tritt zum 01 .01.2021 in Kraft. 



Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende 11. Satzung vom 13.1 1.2020 zur Änderung der Satzung über die 
Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren der Stadt Brilon 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Brilon vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Brilon, den 13.11.2020 

Der Bürgermeister: 

~~ 
Dr. Bartsch 



Bekanntmachung 

2. ordentliche Änderung des 
Bebauungsplanes Brilon-Stadt Nr. 121 

"Am Burhagen" 

Satzungsbeschluss und Inkrafttreten 
gemäß§ 10 (1) und (3) i.V.m. § 13 a (1) Nr. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

Der Rat der Stadt Brilon hat in seiner Sitzung am 12. November 2020 folgenden Beschluss 
gefasst: 

"Der Rat der Stadt Brilon beschließt den Entwurf der 2. ordentlichen Anderung des 
Bebauungsplanes Brilon-Stadt Nr. 121 "Am Bu.rhagen• gemäß§ 10 (1) i. V. m. § 13 a (1) Nr. 1 
Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung und die Begründung.• 

Hiermit wird in analoger Anwendung des § 2 (3) Bekanntmachungsverordnung NRW 
(BekanntmVO) in der zurzeit gültigen Fassung bestätigt, dass der Wortlaut des vorstehenden 
Beschlusses mit dem Ratsbeschluss vom 12.11.2020 übereinstimmt und dass gemäß §2(1) 
und (2) BekanntmVO verfahren worden ist. 

Die in Kraft getretene Bebauungsplanänderung mit der Begründung kann von jedermann Im 
Rathaus Brilon, Am Markt 1, Fachbereich IV -Bauwesen-, Abteilung Stadtplanung, Zimmer 32, 
während der Dienststunden eingesehen werden. Über ihren Inhalt wird auf Verlangen Auskunft 
erteilt. 

Ergänzend wird das Planwerl< mit seinen Bestandteilen und Anlagen gemäß § 10 a (2) BauGB 
über das Internetportal der Stadtplanungsabteilung der Stadt Brilon 

• https: //www.stadtplanung-brilon.de 

unter der Rubrik •Bauleitpläne", Unterpunkt "Rechtskräftige Bauleitpläne• zugänglich gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 (1) Nr. 1 bis 3 BauGB in der zurzeit gOltigen 
Fassung 

1. eine nach § 214 (1) Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des§ 214 (2) BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 (3) Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs 

unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Stadt Brilon geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die 
Verletzung begründet, ist darzulegen. Sailz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach 
§ 214 (2 a) beachtlich sind. 

...12 
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- 2 -

Auf die Vorschriften des § 44 (3) Satz 1 und 2 sowie (4) BauGB über die Entschädigung der 
durch diese Bebauungsplanänderung entstehenden Vermögensnachteile sowie über die 
F älllgkeit und das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 

Die Abgrenzungen des Bebauungsplangebietes und des Änderungsbereiches sind aus dem 
beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 

Bekanntmachungsanordnung 

Die ortsübliche Bekanntmachung des Beschlusses der 2. ordentlichen Änderung des 
Bebauungsplanes Brilon-Stadt Nr. 121 "Am Burhagen" als Satzung wird hiermit angeordnet. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt die Bebauungsplanänderung gemäß § 10 (3) BauGB in Kraft. 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 (6) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen (GO NW) in der zurzeit gültigen Fassung die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften dieses Gesetzes gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und 
Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b} die Satzung oder sonstige ortsrechiliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Brilon vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

Brilon, den 13.11.2020 

Der Bürgermeister 

q~ 
Dr. Bartsch 
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STADT BRILON 
Der Bürgermeister Brilon, den 13.11.2020 

BEKANNTMACHUNG 

Folgende Mitteilung des Landesvermessungsamtes Nordrhein-Westfalen, Bonn, gebe ich hiermit 
bekannt: 

Bedeutung und Schutz der trigonometrischen Punkte und der Nivellementpunkte 

Trigonometrische Punkte und Nivellementpunkte sind Vermessungspunkte der über die Landes­
fläche hinweg nach einheitlichen technischen Gesichtspunkten bestimmten Lage- und Höhen­
festpunktfelder. Sie bilden die Grundlage der Landesvermessung. 

Die trigonometrischen Punkte (TP) sind Voraussetzung für die Herstellung und die laufende Er­
gänzung der Landkarten und der Katasterkarten. Auf ihnen beruhen der Nachweis und die Si­
cherheit der Grundstücksgrenzen im Liegenschaftskataster. 

Die TP sind entweder Bodenpunkte oder Hochpunkte. Die Bodenpunkte sind in der Regel dw-ch 
vierkantig behauene Granitpfeiler im Erdboden festgelegt. Sie tragen auf der Oberfläche ein 
Kreuz und an den Seiten die Buchstaben TP oder AP und ein Dreieck. 

Die Hochpunkte werden in der Regel durch einen Zielpunkt geeigneten Teil eines Bauwerks 
dargestellt, z. B. Kirchtw-mspitze, Fahnenstange eines Aussichtsturms, Achse einen Funkmastes. 

Die Nivellementpunkte (NivP) dienen als Ausgangspunkte für die Höhenangaben in Landkarten 
und in Lageplänen aller Art. Auch für ingenieurtechnische Arbeiten, z.B. Straßen-, Kanal- und 
Bruckenbau, werden sie verwendet. 

Die NivP sind durch Metallbolzen vermarkt, die sich meist an den Außenwänden dauerhafter 
und standsicherer Gebäude befinden. Wo keine Gebäude vorhanden sind, werden die Bolzen in 
besonders gesetzten Festlegungspfeilem aus Gr.anit oder Beton eingebracht. Der tonnen-, kugel­
oder bimenfü!lllige Kopf der Metallbolzen trägt meist die Inschrift "HP" (Höhenfestpunkt) oder 
"NivP". 

Die gesetzliche Grundlage für die Bestimmung, die Festlegung und den Schutz der TP und der 
NivP ist das Gesetz über die Landesvermessung und das Liegenschaftskataster (VermKatG NW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.5.1990 (GV. NW. 1990 S. 360/SGV. NW. 7134). 

Die Bestimmung der TP und der NivP ist eine schwierige technische Aufgabe, für die das Land 
hohe Kosten aufwendet. Wegen ihrer großen Bedeutung für die Allgemeinheit ist es deshalb sehr 
wichtig, dass ihre Vermarkungen unverändert erhalten bleiben. 

Die Eigentümer und die Nutzungsberechtigten von Grundstücken und Bauwerken, auf bzw. an 
denen TP oder NivP festgelegt sind, sowie Behörden und sonstige Stellen, die mit der Planung 
und Durchführung von Baumaßnahmen befaßt sind, werden deshalb gebeten, für die unversehrte 
Erhaltung, die Erkennbarkeit und die Verwendbarkeit der Vermessungsmarken zu sorgen. Dies 
gilt auch für die 



Festlegungen (Bolzen, Schrauben, Kreuzschnitte usw.), die zur dauerhaften Punktbezeichnung in 
Straßen und Wegen angebracht sind. Insbesondere bei der Durchführung von Bawnaßnalunen 
sollen die Vermessungspunkte vor Beschädigung oder Zerstörung geschützt werden (z. B. durch 
einen Lattenbock). Beim Anbringen von Schildern, Briefkästen, Lampen, Automaten und dergl. 
ist darauf zu achten, dass der Raum über dem Bolzen bis 3,1 m Höhe und jeweils 0,2m nach 
beiden Seiten frei bleibt 

Die Gefiihrdung eines trigonometrischen Punktes oder Nivellementplmktes ist unverzüglich der 
Katasterbehörde der zuständigen Stadt- bzw. Kreisverwaltung oder dem Landesvermessungsamt 
Nordrhein-Westfalen unter Angabe von Art, Umfang und Beginn der betreffenden Maßnahme 
mitzuteilen. In begründeten Fällen kann ein noch an seiner Stelle unverändert vorhandener TP 
oder NivP verlegt werden. Die vom Eigentümer oder Nutzungsberechtigten rechtzeitig beantrag­
te Verlegung, an der ein berechtigtes Interesse glaubhaft dargelegt wird, ist - im Gegensatz zur 
Wiederherstellung bereits beschädigter oder zerstörter Vermessungspunkte - kostenfrei. 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig Vermessungsmarken beschädigt, entfernt, ihren festen Stand 
gefiihrdet oder sie in anderer Weise unbrauchbar macht, handelt ordnungswidrig und kann zu 
einer Geldbuße bis 2.500 Euro herangezogen werden. Dies gilt auch für die Beschädigung oder 
Zerstörung von Sichtzeichen, die für die Dauer von Vermessungsarbeiten errichtet werden. 



Bekanntmachung 

über die Feststellung des Jahresabschlusses des Eigenbetriebes „Bauhof der Stadt Brilon" 
zum 31.12.2019 

Der Rat der Stadt Brilon hat in seiner Sitzung am 08. J0.2020 den Jahresabschluss 2019 für den Bauhof 
wie folgt festgestellt: 

Bilanz in Aktiva und Passiva zum 31.12.2019 1.704201,28€ 

Ergebnis entsprechend Gewinn• und Verlustrechnung -108.375.19€ 
1 

Das Jahresergebnis ist auf neue Rechnung vorzutragen. 

Abschließender Vermerk der gpaNRW 

Die gpaNRW ist gemäß § 106 Abs. 2 GO in der bis zum 31. Dezember 2019 gültigen Fassung i.V.m. 
Arikel 10 Abs. 1 des 2, NKFWG NRW gesetzliche Abschlussprüferin des Betriebes Bauhof der Stadt 
Brilon. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2019 hat sie sich der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft EversheimStuible Treuberater GmbH, Düsseldorf, bedient. 

Diese hat mit Datum vom 07.08.2020 den nachfolgend dargestellten uneingeschränkten 
Bestlltigungsvermerk erteilt. 

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

An den Bauhof der Stadt Brilon, Brilon 

Vermerk übe.r die Prüfung des Jahresabschluss-es und des Lageberichts 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss für den Bauhof der Stadt Brilon, Brilon, - bestehend aus der Bilanz zum 
3 !.Dezember 20 I 9 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2019 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden - geprüft. DarUber hinaus haben wir den Lagebericht für den Bauhof der Stadt 
Brilon für das Wirtschaftsjahr vom l. Januar bis zum 31. Dezember 2019 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften 
der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen i.V.m den einschlägigen 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des 
Betriebes zum 3 1. Dezember 2019 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. 
Januar bis zum 31. Dezember 2019 und 

• veonittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Betriebes. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes 
Nordrhein-Westfalen i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden 

https://108.375.19
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handelsrechtlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Gruodlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit§ 317 
HGB und § 106 GO NRW a.F. unter Beachtt1ng der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts" unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Betrieb unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit d.iesen Anforderungen erfüllt. Wir 
sind der Auffassu.ng, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prilfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung des gesetzlichen Vertreters und des Betriebsausschusses für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht 

Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen i.V.m. den 
einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögen,s-, Finanz- und Ertragslage des Betriebs vermittelt. 
ferner ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die er in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt hat, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen -
beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der gesetzliche Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit des Betriebes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren hat er 
die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, 
sofern einschlägig, aI1Zugeben. Darüber hinaus ist er dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Untemehmensfätigkeit zu bilanzieren. sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Betriebes vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss inEinklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des 
Bundeslands Nordrhein-Westfalen i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften 
geltenden bandelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt. Femer ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die er als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen i.V .m. denn einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise 
für die Aussagen im Lageberichl erbringen zu können. 

Der Betriebsausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des 
Eigenbetriebs zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprilfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
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Lagebericbts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 
frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob der 
Lagel>richt insgesamt ein wtreffendes Bild von der Lage des Betriebs vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenl>etriebsverordnung des Bundeslandes 
Nordrhein-Westfalen i. V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvennerk zu erteilen, der unsere Prllfungsurteile zum 
Jahresal>schluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 106 GO NRW a.F. unter Beachtung der vom fnstitut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 
können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn 
vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die aufder Grundlage diese 
Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten 
beeinflussen. Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ennessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher- beabsichtigter oder unbeabsichtigter 
- falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf dies.e Risiken durch sowie erlangen PrUfungsnachweise, 
die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellui,gen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher 
als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen 
interner Kontrollen beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresahschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lagebericbts relevanten Vorkehrungen 
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind,jedoch nicht mit dem ZieJ, ein Prüfungsurteil wr Wirksamkeit dieser Systeme 
des Betriebs abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von dem gesetzlichen Vertreter angewandten 
Reclmungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von dem gesetzlichen Vertreter 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen ül>er die Angemessenheit des von dem gesetzlichen Ve.rtreter 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten beseht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit des Betriebes zur Fortführung de:r Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir 
zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebricht 
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind; unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der 
bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 
Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Betrieb seine 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir di.e Gesamtdarstellu11g, den Autbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
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Geschäftsvorfülle und EJeignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der V ennögens-, Finanz,. und Ertragslage des Betriebes vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 

• führen wir Prüfungi;handlungen zu den von dem gesetilichen Vertreter dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben 
von dem gesetzlichen Vertreter zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen 
die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prllfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde 
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und 
die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prtifungsfeststcllungen, einschließlich etwaiger Mängel 
im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen." 

Die gpaNR W hat den Prilfüngsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft EversheimStuible 
Treuberater GmbH ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt 
dabei zu folgendem Ergebnis: 

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung 
gemäß §3 der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und 
prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der gpaNRW nicht erforderlich. 

Herne, den 07.08.2020 

GPANRW 

Tm Auftrag 

(Siegel) 
gez. Gregor Loges 

Der Jahresabschluss kann bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses bei den Stadtwerken 
Brilon, Keffelker Str. 27, 59929 Brilon, eingesehen werden. 

Brilon, den 09.10.2020 

Der Bürgermeister 

\l_C)~ 
(Dr, ChristofBartsch) 


